
Klein
 

des A
 

und 
 

Antw
 

der La
 

Reform

 

In eine

Nachric

Holstei

in Deut

ten und

 

„

i

ü

b

d

 

 

1. Stell

Landes

 

Antwor

Nein. 

 

 

SCHLES
18. Wahlp

ne Anfra

bgeordne

wort 

andesreg

m der Länd

m Interview

chten vom 

nische Min

tschland un

d Kreisen a

„Aus Sicht 

immer nur 

überflüssig

braucht ma

das Motto 

en die im I

sregierung 

rt: 

WIG-HOLS
periode 

age  

eten Torg

gierung -

derebene 

w mit der N

8.2.2010)

nisterpräsid

nd direkte 

ausgesproc

der Komm

unsere Re

ge Ebene i

an Landes

sein. Staa

Interview g

dar? 

STEINISCH

ge Schmi

- Ministerp

Nachrichte

hat sich d

dent Torste

Rechtsbez

chen. 

munen ersc

echtspositi

n Deutsch

regierung 

t lehnen vi

genannten 

ER LANDT

dt (PIRAT

präsident 

nagentur d

der damalig

en Albig fü

ziehungen

chwert das

on und be

land - das 

- außer fü

iele ab, Sta

Auffassun

TAG

TEN)   

dpa (abged

ge Kieler O

ür eine Abs

zwischen 

s Dazwisch

lastet unse

sind die L

r sich selbe

adt wollen 

ngen auch 

Drucks

   

druckt u.a. 

OB und jetz

schaffung d

dem Bund

henschalte

ere Hausha

änder. Für

er. Stadt s

alle.“ 

die heutige

sache 18/
06.0

 in den Kie

zige Schles

der Länder

d und den 

en der Länd

alte. Es gib

r ganz wen

statt Staat m

e Position 

/5219
03.2017

eler 

swig-

rebene 

Städ-

der 

bt eine 

nig 

muss 

der 



Drucksache 18/5219 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 18. Wahlperiode 

 

2 

2. Wie bewertet die Landesregierung die getroffenen Aussagen von Torsten Albig 

aus heutiger Sicht? 

 

Siehe Antwort zu Frage 1. 

 

 

3. Welche Bestrebungen gab es durch die Landesregierung und Ministerpräsident 

Torsten Albig seit 2012, für eine Reform der Länderebene (beispielsweise Abschaf-

fung der Länder oder Zusammenschluss der Nordländer zu einem Verbund) und in 

Bezug auf eine direkte Rechtsposition zwischen Städten, Kreisen und dem Bund oh-

ne Einbeziehung der Länderebene? 

 

Antwort: 

Die Arbeit der Landesregierung ist seit ihrem Amtsantritt 2012 durch Pragmatismus 

gekennzeichnet. Konkrete Ergebnisse für das Leben der Bürgerinnen und Bürger 

oder die schleswig-holsteinische Wirtschaft und Wissenschaft stehen im Vordergrund 

des Handelns. Das gilt auch für die norddeutsche Kooperation. Der Abschluss des 

Gastschulabkommens mit der Freien und Hansestadt Hamburg oder auch die jüngs-

te Erweiterung der Metropolregion Hamburg mögen als Beleg dienen. Zudem treffen 

sich die norddeutschen Regierungschefs regelmäßig in und am Rande von Bundes-

ratssitzungen und Ministerpräsidentenkonferenzen sowie in der Konferenz Nord-

deutschland (KND). Die KND wird in diesem Jahr unter dem Vorsitz von Ministerprä-

sident Albig am 24. März 2017 in Kiel zusammenkommen. Besonders eng ist traditi-

onell die Kooperation mit der Freien und Hansestadt Hamburg. In diesem Jahr hatte 

Ministerpräsident Albig den Hamburger Senat am 31. Januar 2017 nach Brunsbüttel 

eingeladen. Zudem gibt es eine Reihe an Fachministerkonferenzen, in denen sich 

die Länder austauschen und abstimmen. Die Tagesordnungspunkte und Themen der 

norddeutschen Kooperation werden regelmäßig in den Fachausschüssen des Land-

tags und im Landtag behandelt. Daher wird an dieser Stelle auf eine vertiefte Darstel-

lung verzichtet. Da es gelungen ist, durch dieses pragmatische, ergebnisorientierte 

Verständnis von Zusammenarbeit der norddeutschen Kooperation Impulse zu geben, 

gibt es keinen Bedarf für eine Reform der Länderebene.  

 

 

4. An welcher Stelle sieht die Landesregierung aus heutiger Sicht Handlungsbedarf 

für eine Reform der Rechtsbeziehungen zwischen Städten und Kreisen, der Länder-

ebene und dem Bund? 

4a. An welche Stelle wäre die Länderebene überflüssig und könnten direkte Rechts-

beziehungen zwischen Städten/Kreisen und dem Bund eine Verbesserung bewirken? 
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Antwort: 

Die beiden Fragen werden wegen ihres Sinnzusammenhangs zusammen beantwor-

tet. Die Beziehungen zwischen Bund, Ländern und Kommunen sind regelmäßig Ge-

genstand der politischen Debatte. Das jüngste Beispiel sind die derzeit laufenden 

Verhandlungen zwischen Bund und Ländern, die Bund-Länder-Finanzbeziehungen 

neu zu gestalten. Die nötigen Grundgesetzänderungen und Ausführungsgesetze 

werden diskutiert. Voraussichtlich werden Bundestag und Bundesrat in diesem Früh-

jahr entscheiden. In Schleswig-Holstein hat der neue kommunale Finanzausgleich für 

erhebliche Verbesserungen gesorgt. Das Urteil des Landesverfassungsgerichts vom 

27. Januar 2017 hat den neuen kommunalen Finanzausgleich grundsätzlich bestä-

tigt. Die vom Gericht erbetenen Überprüfungen wird die Landesregierung vornehmen 

und dann auch dem Landtag zuleiten.  

Die Landesregierung misst dem Konnexitätsprinzip eine große Bedeutung zu. Sie hat 

seit 2012 in drei Vereinbarungen – zuletzt im November 2016 mit dem Kommunalpa-

ket III – mit den Kommunen eine Verständigung über einen finanziellen Ausgleich für 

Gesetze des Landes erzielt, die bei den Kommunen einen Verwaltungsmehraufwand 

auslösen. All diese Themen sind in dieser Legislaturperiode regelmäßig Gegenstand 

der Debatte in den Fachausschüssen und im Landtag gewesen. Daher wird an die-

ser Stelle auf eine vertiefte Darstellung verzichtet. Überdies wird in der Sitzung des 

Landtags im März 2017 die Landesregierung die Antwort auf die Große Anfrage der 

Koalitionsfraktionen zur „Zusammenarbeit von Land und Kommunen“ einbringen.  

 

 

5. Was hat die Landesregierung zwischen 2012 bis heute unternommen, um der von 

Torsten Albig beschriebenen Ablehnung des Staates durch die Bürgerinnen und 

Bürger entgegenzuwirken? 

 

Antwort: 

Die Landesregierung legt Wert darauf, vor politischen Entscheidungen Anregungen, 

Kritik oder Bedenken der Bürgerinnen und Bürger zu hören und ernst zu nehmen. 

Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung durch Beteiligungsformate und Dialogforen haben 

daher für die Landesregierung große Bedeutung. Als Beispiele mögen die Planungen 

für die Landesentwicklungsstrategie, Ausbau der Stromtrassen, Standorte für Wind-

energieanlagen oder auch die feste Fehmarnbeltquerung genügen. Zudem kon-

zentriert sich die Landesregierung darauf, durch konkrete Ergebnisse das Leben der 

Bürgerinnen und Bürger oder die Rahmenbedingungen der schleswig-holsteinischen 

Wirtschaft und Wissenschaft zu verbessern. Eine Bilanz des Regierungshandelns in 

dieser Legislaturperiode wird die Landesregierung in der Sitzung des Landtags im 
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März als Antwort auf die Große Anfrage der Piraten zur „Umsetzung der im Koaliti-

onsvertrag festgeschriebenen Maßnahmen“ einbringen. 

 

6. Im Interview erklärt der damalige Oberbürgermeister Torsten Albig, dass man die 

Landesregierung für ganz wenig braucht. Für was braucht es die Landesregierung 

aus Sicht des Ministerpräsidenten Torsten Albig und der Landesregierung? 

 

Antwort: 

Die Aufgaben der Landesregierung werden durch die Landesverfassung geregelt.  

 

 

7. In einer Reaktion vom 9.2.2010, abgedruckt u.a. in der SHZ, hat die damalige 

Landtagsabgeordnete Monika Heinold die Äußerungen von Torsten Albig begrüßt 

und eine offene Debatte ohne Tabus zu den Aussagen gefordert. Inwieweit hat spe-

ziell Finanzministerin Monika Heinold Bestrebungen unternommen, um in Bezug auf 

die finanzielle Verteilung Reformen in der Beziehung Kommune-Land-Bund durchzu-

setzen? 

 

Siehe Antwort zu den Fragen 4 und 4a.  

 

 

8. Hat die Landesregierung eine Politikverdrossenheit in Schleswig-Holstein in Bezug 

auf landespolitische Themen ausgemacht? 

 

Antwort: 

Nein. 


